Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2752 


Sdiriftlidier Bericht 

des Außenhandelsausschusses 
(17. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebraditen Entwurf eines 
Gesetzes über das Zollkontingent für feste Brennstoffe 1965, 

1966 und 1967 

— Drucksache IV/2471 — 


A. Bericht des Abgeordneten Blumenfeld 


Die Vorlage wurde am 16. Oktober 1964 dem 
Außenhandelsausschuß federführend und dem Wirt- 
schaftsausschuß mitberatend überwiesen. Der Ge- 
setzentwurf wurde notwendig, da die Geltungsdauer 
des Gesetzes über das Zollkontingent für feste 
Brennstoffe 1963/64 am 31. Dezember 1964 ab läuft. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf beabsichtigt 
die Bundesregierung, auch für die nächsten Jahre 
zum Schutz des deutschen Steinkohlenbergbaus 
einen Kohlenzoll von 20 DM je Tonne bei der Ein- 
fuhr zu erheben. Sie will jedoch auch für diese Zeit 
an einem zollfreien Kohlenkontingent festhalten, 
um — wie es in der Begründung zu Drucksache 
IV/ 2471 heißt — eine wesentliche Verteuerung der 
Importkohle und die damit verbundenen Möglich- 
keiten von Preiserhöhungen auf dem Gebiet der 
Energieversorgung zu vermeiden. Abgesehen von 
der auf drei Jahre ausgedehnten Laufzeit des Ge- 
setzes sieht der Entwurf eine Aufstockung des Kon- 
tingents um rd, 775 000 t = 260 000 t jährlich vor. 
Diese Erhöhung soll zu einer gewissen Marktauf- 
lockerung beitragen. Mit dem Ziel eines verstärkten 
Wettbewerbs ist ferner vorgesehen: 

Fortfall der bisherigen Aufteilung in Länderkontin- 
gente; 

Erteilung der Kontingentscheine künftig nur gegen 
Nachweis abgeschlossener Verbraucherverträge 
oder bei Lieferung an Lager haltende Kohlenhänd- 
ler oder auf eigenes Lager des Importeurs; 

Einbeziehung von Kohlenhandelsfirmen, die bisher 
keine Kontingentscheine erhalten konnten. 


Im übrigen sollen durch die vorgesehene drei- 
statt bisher zweijährige Geltungsdauer des Geset- 
zes die Dispositionen der Importeure und Verbrau- 
cher erleichtert werden. 

In einer längeren Diskussion billigte der Außen- 
handelsausschuß einstimmig die Regierungsvorlage, 
jedoch mit der Maßgabe, daß, abgesehen von der 
sich aus der geänderten Geltungsdauer des Gesetzes 
ergebenden Änderung, im Hinblick auf die anhal- 
tend schwierige Lage im deutschen Steinkohlenberg- 
bau, das Zollkontingent nicht erhöht wird. In die- 
sem Zusammenhang wurde die Bundesregierung er- 
sucht, von der in § 1 Anmerkung 3 Abs. 3 vorgese- 
henen Ermächtigung Gebrauch zu machen, sofern 
dies aus gesamtwirtschaftlichen Gründen erforderlich 
erscheint. 

Der mitbeteiligte Wirtschaftsausschuß hatte 
gleichfalls empfohlen, von einer Erhöhung des Kon- 
tingents abzusehen, ferner vorgeschlagen, das Ge- 
samtkontingent anteilmäßig für drei Jahre aufzu- 
schlüsseln, um eine gleichmäßige Auslieferung der 
Kontingentsmenge im Gesetzeszeitraum zu errei- 
chen. Der Außenhandelsausschuß lehnte eine solche 
Regelung ab und sprach sich insbesondere im Hin- 
blick auf die Bedürfnisse der Wirtschaft für eine 
flexible Handhabung aus, zumal die Bundesregie- 
rung erklärte, sie würde dieses Ziel durch entspre- 
chende Fristauflagen in den Kontingentscheinen 
nach Maßgabe der für sie im Gesetz vorgesehenen 
Ermächtigungen erreichen. 


Bonn, den 20. November 1964 


Blumenfeld 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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Drucksache IV/2752 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2471 — mit 
der Maßgabe, daß in § 1 in der Anmerkung 3 Abs. 2 
zu der Tarifnr. 27.01 die Worte „insgesamt 164 vom 
Hundert" ersetzt werden durch die Worte „insge- 
samt 157,5 vom Hundert", im übrigen unverändert 
nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 20. November 1964 


Der Außenhandelsausschuß 


Dr. Serres 

Vorsitzender 


Blumenfeld 

Berichterstatter 



